
SCHUTZ VON GEFLÜCHTETEN FRAUEN* IN GEFLÜCHTETENUNTERKÜNFTEN

Frauen* mit Migrations- und Fluchtgeschichte kämpfen in einem skandalösen Maße mit desolaten Lebensbedin-

gungen und mit sexuellen und rassistischen Übergriffen in Flüchtlingsunterkünften, die von weißen Deutschen

genauso wie von Geflüchteten verübt werden. Daraus resultieren für die betroffenen Frauen* Angstzustände und

Suizidgedanken. Welche Maßnahmen werden getroffen, um die Grund- und Menschenrechte von geflüchteten

Frauen zu wahren?

Der Schutz von Frauen vor Gewalt ist für uns ein wichtiges Ziel. Um Frauen Hilfsangebote in

einer Notsituation aufzuzeigen, hatte der Bund 2013 ein niederschwelliges Angebot ge-

schaffen: das bundesweite Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“, mit dem betroffenen Frauen

und Ratsuchenden täglich rund um die Uhr und kostenlos eine Erstberatung gewährleistet

wird. Die Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Kinder bleibt weiter

eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe. Mit dem Übereinkommen des Europarats zur Ver-

hütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt sind hier Grundla-

gen geschaffen. Die Umsetzung durch umfassende und koordinierte politische Maßnahmen

wollen wir vorantreiben, Lücken im Hilfesystem schließen und den Schutz für Frauen und

Kinder auch in Flüchtlingsunterkünften erhöhen.

Mehr als die Hälfte der Geflüchteten sind Frauen und Kinder. Uns ist eine geschlechterge-

rechte Unterbringung wichtig. Alleinreisende Frauen, Schwangere und Frauen mit Kindern

wollen wir schützen. Für traumatisierte Flüchtlinge und ihre Kinder wollen wir spezielle

Hilfseinrichtungen.

DIE LINKE tritt für eine dezentrale Unterbringung Geflüchteter ein, möglichst in privaten

Wohnungen. Das ist menschenwürdig und fördert die Integration. Die verpflichtende Unter-

bringung in Massenunterkünften lehnen wir ab, insbesondere wenn dies nicht der Not akuter

Unterbringungsprobleme geschuldet ist, sondern dem Ziel der Abschreckung dient und be-

wusst eine Integration verhindern soll. Übergriffe auf geflüchtete Frauen und Kinder können

vor allem deshalb geschehen, weil die Unterbringung in großen Einrichtungen keine Privat-

sphäre und keinen Schutz bietet (Räume sind oft nicht abschließbar, gemeinsame Nutzung

von sanitären Anlagen usw.). Schutzkonzepte für Gemeinschaftsunterkünfte und ein ge-

Antworten der Parteien



schultes Betreuungspersonal, das diese auch in der Praxis durchsetzen kann, sind dringend

erforderlich – besser noch wäre allerdings die Auflösung dieser Lager.

Der wirksamste Schutz von geflüchteten Frauen ist die Unterbringung und Vermittlung von

eigenem Wohnraum. Wir setzen uns für einen schnellen Wechsel aus den Massenunterkünf-

ten in Wohnungen ein. Dazu braucht es insbesondere eine Stärkung des sozialen Wohnungs-

baus.

Für die Gemeinschaftsunterkünfte braucht es dennoch weiterhin die Etablierung von ver-

pflichtenden Schutzstandards, so dass alle dort lebenden Menschen ohne Bedrohung und

Gewalt leben können.

Schon auf Landesebene, wie zum Beispiel in Schleswig-Holstein, haben wir Freie Demokra-

ten geeignete Maßnahmen gefordert, um Frauen und Kinder bei der Ankunft in den Erstauf-

nahmeeinrichtungen des Landes in verständlicher Form über ihre Rechte, insbesondere in

Bezug auf geschlechtsspezifische Gewalt, aufzuklären. Wir wollen, dass Dolmetscher, ge-

schultes Sicherheitspersonal, Betreuer oder Sozialpädagogen zur Prävention geschlechts-

spezifischer Gewalt eingesetzt werden, um den bestmöglichen Schutz zu gewährleisten. Des

Weiteren fordern wir Freie Demokraten, Frauen und Kindern eine der EU-Aufnahmerichtlinie

(RL 2013/33/EU) entsprechende Unterbringung zu ermöglichen sowie Schutz- und Rück-

zugsräume für Frauen und Kinder einzurichten, um sie vor geschlechtsspezifischer psychi-

scher, körperlicher und sexualisierter Gewalt zu schützen.

Von der AfD haben wir bis zum spätesten Abgabedatum (04.08.2017) keine Antworten auf

die Wahlprüfsteine erhalten.

Dies ist ein Wahlprüfstein des Projekts "Die Wahlprüfsteine", in dem sich 18 Verbände und Initiativen aus dem

Bereich der Antidiskriminierung zusammengeschlossen haben. Insgesamt wurden 93 Wahlprüfsteine zu den

Themen Gleichstellung und Teilhabe den Parteien zur Beantwortung vorgelegt, die bei der Bundestagswahl 2017

gute Chancen auf den Einzug in den Bundestag haben.

 www.die-wahlpruefsteine.de

 www.facebook.com/Die.Wahlpruefsteine


